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1 1 5 . Verordnung: Aufstellung von Durchschnittssätzen für die Ermittlung des Umsatzes und des Gewinnes
(Gewerbeertrages) der Fleischer, Pferdefleischer und der Wildbret- und Geflügelausschroter.

116. Verordnung: Aufstellung von Durchschnittssätzen für die Ermittlung des Umsatzes und des Gewinnes
(Gewerbeertrages) bei nicht buchführenden Gewerbetreibenden.

1 1 7 . Kundmachung: Geltungsbereich des Abkommens über deutsche Auslandsschulden.
118. Kundmachung: Ratifikation des Protokolls über die Schiedsklauseln durch Jugoslawien.
1 1 9 . Kundmachung: Ratifikation des Abkommens zur Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche durch Jugo-

slawien.

1 1 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 11. April 1959 über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung des Umsatzes und des Gewinnes
(Gewerbeertrages) der Fleischer, Pferdeflei-
scher und der Wildbret- und Geflügelaus-

schroter.
Auf Grund des § 29 Einkommensteuergesetz

1953, BGBl. Nr. 1/1954, in der Fassung der Ein-
kommensteuernovelle 1957, BGBl. Nr. 283, und
des § 13 Abs. 9 Umsatzsteuergesetz 1959, BGBl.
Nr. 300/1958, wird verordnet:

§ 1.
Die in den folgenden Bestimmungen auf-

gestellten Durchschnittssätze für die Ermittlung
des steuerpflichtigen Umsatzes und Gewinnes
(Gewerbeertrages) sind auf Fleischer und Pferde-
fleischer, die keine Wurstwaren erzeugen, sowie
auf Wildbret- und Geflügelausschroter anzuwen-
den, wenn sie weder ordnungsmäßige Bücher
noch Aufzeichnungen führen, die eine Gewinn-
ermittlung nach § 4 Einkommensteuergesetz 1953
und eine Umsatzermittlung ermöglichen. Die Er-
zeugung von Weichwürsten (Blutwurst, Leber-
wurst, Bratwurst, Preßwurst und Preßkopf)
schließt die Anwendung der Durchschnittssätze
nicht aus. Auf Wildbret- und Geflügelausschroter,
die außer mit Wildbret, Geflügel und Eiern noch
mit anderen Waren handeln, sind die Durch-
schnittssätze nicht anzuwenden.

§2.

Die nachstehenden Bestimmungen sind nicht
anzuwenden, wenn sich auf Grund der Durch-
schnittssätze ein Umsatz von mehr als 500.000 S
oder ein Gewinn (Gewerbeertrag) von mehr als
40.000 S ergibt.

§ 3. U m s a t z e r m i t t l u n g .

(1) Der Umsatz ist in der Form zu ermitteln,
daß zu der Summe der Wareneingänge, die nach

den Bestimmungen der Verordnung über die
Führung eines Wareneingangsbuches vom 20. Juni
1935, Deutsches RGBl. I S. 752, im Warenein-
gangsbuch aufzuzeichnen sind (Schlachtvieh,
Fleisch, Wurstwaren, Gewürze, Därme und
sonstige Zutaten, Gebäck, Wildbret, Geflügel,
Eier und alle sonstigen zum Verkauf oder zur
Verarbeitung bestimmten Waren), ein Rohauf-
schlag, der unter Anwendung eines Kennzahlen-
rahmens von 20% bis 26% ermittelt wurde,
hinzugerechnet wird.

(2) Für die Einstufung innerhalb des Rohauf-
schlagrahmens sind die örtliche Lage, die Aus-
stattung, die Konkurrenzverhältnisse, die Ein-
kaufsverhältnisse und die sonstigen, die Höhe
des Umsatzes beeinflussenden Umstände, zu be-
rücksichtigen. Der Regelwert liegt für Betriebe
in den Landeshauptstädten bei 23%, für sonstige
Betriebe bei 25%.

§ 4.

Die Steuerpflichtigen haben die Umsatzsteuer-
vorauszahlungen nach Zustellung des Steuerbe-
scheides von einem Zwölftel der sich nach den
Durchschnittssätzen ergebenden Umsatzsteuerbe-
messungsgrundlage zu errechnen und zu ent-
richten.

§ 5. G e w i n n - u n d G e w e r b e e r t r a g s -
ermittlung.

(1) Der steuerpflichtige Gewinn (Gewerbe-
ertrag) ist mit 5 % bis 1 0 % des sich nach § 3
ergebenden Jahresumsatzes anzusetzen.

(2) Bei der Einstufung innerhalb des Rein-
gewinnrahmens sind sämtliche, den Gewinn be-
einflussende Umstände insbesondere die Beschäf-
tigungsverhältnisse, die Ausstattung des Betriebes
und das Alter des Betriebsinhabers, zu berück-
sichtigen.

§ 6 .

Die Entscheidung über den im Einzelfall an-
zuwendenden Rohaufschlag und den in Betracht
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kommenden Reingewinnsatz trifft das Finanz-
amt.

§7.
Macht der Steuerpflichtige glaubhaft, daß sein

Umsatz oder Gewinn (Gewerbeertrag) um mehr
als 20% geringer ist, oder sind dem Finanzamt
Umstände bekannt, aus denen hervorgeht, daß
der Umsatz oder Gewinn (Gewerbeertrag) um
mehr als 2O°/o höher ist, als sich auf Grund
der vorstehenden Durchschnittssätze ergibt, so
sind die tatsächlichen und. rechtlichen, für die
Steuerpflicht und die Bemessung der Steuer we-
sentlichen Verhältnisse zu ermitteln und der Ver-
anlagung zugrunde zu legen. Das gleiche gilt,
wenn die Eigenart eines Betriebes in besonders
augenfälliger Weise vom Normalfall abweicht
oder wenn unrichtige Angaben in der Steuer-
erklärung oder im Wareneingangsbuch gemacht
worden sind.

§ 8.

Steuerpflichtige, bei welchen die Ermittlung
des Umsatzes und Gewinnes (Gewerbeertrages)
gemäß § 1 nach Durchschnittssätzen vorzuneh-
men ist, haben in den Steuererklärungen die
Summe der Beträge der Wareneingänge des be-
treffenden Kalenderjahres anzugeben und ein
Gutachten der örtlich zuständigen Landeskammer
der gewerblichen Wirtschaft über den in ihrem
Fall anzuwendenden Rohaufschlag und Reinge-
winnsatz vorzulegen.

§ 9 .

Die Verpflichtung zur Führung von Lohn-
konten gemäß § 58 Einkommensteuergesetz 1953
und zur Aufbewahrung der Eingangsfakturen
wird durch die Anwendung dieser Verordnung
nicht berührt.

§ 10.

Diese Verordnung ist bei der Veranlagung für
die Kalenderjahre 1958 und 1959 anzuwenden.

Kamitz

11®. Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 16. April 1959 über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung des Umsatzes und des Gewinnes
(Gewerbeertrages) bei nichtbuchführenden

Gewerbetreibenden.

Auf Grund des § 29 des Einkommensteuer-
gesetzes 1953, BGBl. Nr . 1/1954, in der Fassung
der Einkommensteuernovelle 1957, BGBl.
Nr. 283, und des § 13 Abs. 9 des Umsatzsteuer-
gesetzes 1959, BGBl. Nr. 300/1958, wird ver-
ordnet:

§ 1. Die in den folgenden Bestimmungen auf-
gestellten Durchschnittssätze für die Ermittlung
des steuerpflichtigen Gewinnes (Gewerbeertra-
ges) und Umsatzes sind auf die Gewerbetreiben-
den der im § 4 Abs. 1 angeführten Gewerbe-
zweige anzuwenden, wenn weder ordnungs-
mäßige Bücher noch Aufzeichnungen geführt
werden, die eine Gewinnermittlung nach § 4
EStG. 1953 und eine Umsatzermittlung ermög-
lichen.

§ 2. (1) Die Durchschnittssätze sind nur auf
jene Betriebe der im § 4 Abs. 1 angeführten Ge-
werbezweige anzuwenden, in denen im Kalender-
jahr nicht mehr als durchschnittlich drei Gehilfen
beschäftigt werden. Bei Ermittlung der durch-
schnittlichen Gehilfenzahl sind Gehilfen, die spä-
testens mit dem Ablauf der dreimonatigen Be-
haltspflicht aus dem Betrieb ausscheiden, nicht
mitzuzählen.

(2) Die Einstufung in die im § 3 Abs. 1 ange-
führten Gewinnstufen (G, G1 bis G12) ist nach
der örtlichen Lage des Betriebes (Großstadt,
Kleinstadt, Landbezirk, Lage innerhalb des Or-
tes), seiner maschinellen Ausstattung und nach
sonstigen, den Gewinn (Gewerbeertrag) beein-
flussenden Umständen vorzunehmen.

(3) Die Wahl einer Kennzahl (§ 4 Abs. 1) ist
ebenfalls nach den im Abs. 2 genannten Merk-
malen vorzunehmen. Die unterste Kennzahl ist
in der Regel nur für Betriebe in Betracht zu
ziehen, in denen nicht mehr als ein Gehilfe be-
schäftigt wird, sofern nicht nach den Umständen
des einzelnen Falles eine höhere Kennzahl zu
wählen ist.

(4) Die Einstufung in eine der Gewinnstufen
und die Wahl der Kennzahl hat durch das Fi-
nanzamt zu erfolgen. Vorher ist die örtlich zu-
ständige Kammer der Gewerblichen Wirtschaft
um die Vorlage eines Gutachtens, betreffend die
Einstufung in die Gewinnstufe und die Kenn-
zahlenwahl zu ersuchen.

§ 3. (1) Als Gewinn im Sinne des Einkommen-
steuergesetzes 1953 (Gewerbeertrag) gilt
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(2) Der infolge Alters geminderten Leistungs-
fähigkeit des Gewerbetreibenden ist durch einen
Abschlag vom Gewinn beziehungsweise Gewerbe-
ertrag Rechnung zu tragen. Der Abschlag beträgt
für Gewerbetreibende vom voll-

endeten 60. bis zum voll-
endeten 65. Lebensjahr 1/8 (12'5 v. H.)

für Gewerbetreibende vom Be-
ginn des 66. bis zum vollende-
ten 70. Lebensjahr 1/4 (25 v. H.)

für Gewerbetreibende vom Be-
ginn des 71. Lebensjahres . . . . 1/2 (50 v. H.)

der für den alleinarbeitenden Gewerbetreibenden
geltenden Sätze (G, G1 bis G12).

(3) Beschäftigt ein Gewerbetreibender auch Ge-
hilfen, so ist bei der Berechnung des Altersab-
schlages ebenfalls von den für den alleinarbei-
tenden Gewerbetreibenden geltenden Gewinn-
sätzen auszugehen. Vor der Berechnung des Al-
tersabschlages ist jedoch von den für den allein-
arbeitenden Gewerbetreibenden geltenden Ge-
winnsätzen ein Abschlag für unproduktive Arbeit
des Meisters infolge Gehilfenbeschäftigung
(Abs. 4) abzuziehen.

(4) Der Abschlag für unproduktive Arbeit des
Gewerbetreibenden ist bei Beschäftigung von
einem Gehilfen mit 10 v. H., bei Beschäftigung
von zwei Gehilfen mit 20 v. H. und bei Beschäf-
tigung von drei Gehilfen mit 25 v. H. der für den
alleinarbeitenden Gewerbetreibenden geltenden
Sätze anzunehmen.

(5) Lehrlinge und der im Betrieb mitarbeitende
Ehegatte werden bei Ermittlung der Bemessungs-
grundlagen für die Einkommen- und Gewerbe-
steuer nicht berücksichtigt. Als Lehrlinge gelten
auch Gehilfen, die spätestens mit dem Ablauf
der dreimonatigen Behaltspflicht aus dem Betrieb
ausscheiden.

(c) Im Betrieb mitarbeitende Kinder des Mei-
sters werden je nach Art ihrer Verwendung ent-
weder als Gehilfen oder als Lehrlinge berück-
sichtigt, sofern diese Mitarbeit im Rahmen eines
Sozialversicherungspflichtigen (pensionsversiche-
rungspflichtigen) Dienstverhältnisses erfolgt.

§ 4. (1) Die für die Umsatzbesteuerung maß-
gebende Bemessungsgrundlage wird beim allein-
arbeitenden Gewerbetreibenden durch Verviel-
fachung des für die Einkommensteuer (Gewerbe-
steuer) angenommenen Gewinnes mit einer
Kennzahl ermittelt.

Die Kennzahlen für die einzelnen Gewerbe-
zweige betragen:



962 33. Stück — Ausgegeben am 8. Mai 1959 — Nr. 116



33. Stück — Ausgegeben am 8. Mai 1959 — Nr. 116 963

Die Kennzahl für Hausgewerbetreibende Klei-
dermacher und Störschneider beträgt bei un-
wesentlichem Material- und sonstigem Betriebs-
ausgabenaufwand 1'2.

(2) Die Bemessungsgrundlage für die Umsatz-
steuer für Betriebe mit Gehilfen ist wie folgt
zu berechnen:

Den Sätzen, die als Gewinn im Sinne des Ein-
kommensteuergesetzes 1953 beziehungsweise als
Gewerbeertrag im Sinne des Gewerbesteuer-
gesetzes 1953, BGBl. Nr . 2/1954, für den allein-
arbeitenden Gewerbetreibenden anzunehmen
sind, verkürzt um den Abschlag für unproduk-
tive Arbeit (§ 3 Abs. 4), sind für jeden Ge-
hilfen 15.000 S zuzuschlagen. Für jeden Lehrling
im zweiten Lehrjahr sind 0750 S und für jeden
Lehrling im dritten und vierten Lehrjahr 7500 S
zuzuschlagen. Als Lehrling im dritten Lehrjahr
gelten auch Gehilfen, die spätestens mit dem Ab-
lauf der dreimonatigen Behaltspflicht aus dem
Betrieb ausscheiden. Der Gesamtbetrag ist mit
der Kennzahl zu vervielfachen. Lehrlinge im
ersten Lehrjahr werden bei Ermittlung der Be-
messungsgrundlage für die Umsatzsteuer nicht
berücksichtigt.

(3) Bei Mischbetrieben (zum Beispiel Tischler
und Wagner) ist für die Umsatzermittlung der
Kennzahlenrahmen des Gewerbezweiges anzu-
wenden, der die höheren Kennzahlen aufweist.

(4) Die Gewerbetreibenden haben für die An-
wendung der Umsatzsteuerbefreiung der Um-
sätze aus der Tätigkeit als Hausgewerbetrei-
bender diese Umsätze durch Auftraggeberbestä-
tigung nachzuweisen. Als Gesamtumsatz gilt auch
bei Inanspruchnahme der Umsatzsteuerbefreiung
nach § 4 Z. 16 Umsatzsteuergesetz 1934, Deutsches
RGBl. I S. 942, beziehungsweise § 4 Z. 17
Umsatzsteuergesetz 1959, BGBl. Nr. 300/1958,
der nach Durchschnittssätzen ermittelte Umsatz.

(5) Bei Steuerpflichtigen, die erstmals nach
Durchschnittssätzen veranlagt werden, ist die
Debitorensumme am Schluß des vorangegangenen
Jahres dem nach Durchschnittssätzen errechneten
Umsatz hinzuzurechnen, wenn der Umsatz bis-
her nach vereinnahmten Entgelten versteuert
worden ist.

(6) Die Gewerbetreibenden haben Umsatz-
steuervorauszahlungen für die nach Durch-
schnittssätzen ermittelten Umsätze nach Zustel-
lung des Steuerbescheides von einem Zwölftel der
sich nach dieser Verordnung ergebenden Um-
satzsteuerbemessungsgrundlage zu errechnen und
zu entrichten.

§ 5. Bei Vorliegen berücksichtigungswürdiger
Umstände, wie zum Beispiel bei länger als einen
Monat währender Krankheit und dadurch be-
dingter völliger Arbeitsunfähigkeit des Gewerbe-
treibenden oder eines Gehilfen (Bestätigung
durch den Arzt, Krankenhaus), bei Unglücks-
fällen (zum Beispiel Brand) oder bei Vorliegen
sonstiger die Ausübung der gewerblichen Tätig-
keit wesentlich beeinträchtigender Tatsachen sind
die Bemessungsgrundlagen für die Einkommen-,
Gewerbe- und Umsatzsteuer über Antrag ver-
hältnismäßig zu kürzen. Ein nach § 3 Abs. 2 be-
antragter Altersabschlag bleibt hiedurch un-
berührt.

§ 6. Eine Kürzung der Bemessungsgrundlagen
für die Einkommen-, Gewerbe- und Umsatz-
steuer ist auf Antrag auch dann vorzunehmen,
wenn der Gewerbetreibende nachweist oder zu-
mindest glaubhaft macht, daß er seinen Betrieb
— bedingt etwa durch örtlich beschränkten Kun-
denkreis oder anderwärtige Berufsausübung, zum
Beispiel in der Landwirtschaft — durch weniger
als 200 Stunden im Monat aufrechterhält. Die
Kürzung ist entsprechend der Zeit des Nicht-
betriebes vorzunehmen. Unter „Nichtbetrieb" ist
nicht nur eine Schließung des Betriebes zu ver-
stehen, sondern er ist auch dann anzunehmen,
wenn aus den oben angeführten Umständen die
praktische Ausübung des Gewerbes zeitweilig
ruht. So liegt beispielsweise „Nichtbetrieb" auch
dann vor, wenn ein alleinarbeitender Gewerbe-
treibender täglich einige Stunden während der
Anbau- oder Erntezeit in seiner Landwirtschaft
arbeitet. Die Entgegennahme von Aufträgen
durch Familienangehörige ist kein Grund, eine
Kürzung der Bemessungsgrundlagen im Sinne
dieser Bestimmung zu versagen.

§ 7. Die Bestimmungen dieser Verordnung sind
auf Witwenfortbetriebe und Deszendentenfort-
betriebe mit nachstehenden Abweichungen an-
zuwenden:

1. Als Gewinn im Sinne des Einkommensteuer-
gesetzes und als Gewerbeertrag im Sinne des
Gewerbesteuergesetzes gelten



964 33. Stück — Ausgegeben am 8. Mai 1959 — Nr. 117

a) wenn der bestellte Geschäftsführer im Be-
trieb mitarbeitet

aa) und keine Gehilfen beschäftigt wer-
den, zwei Drittel der für den allein-
arbeitenden Gewerbetreibenden gemäß
§ 3 Abs. 1 geltenden Sätze,

bb) und Gehilfen beschäftigt werden, die
beim Gewerbetreibenden gemäß § 3
Abs. 1 geltenden Sätze, gekürzt um
ein Drittel der für den alleinarbei-
tenden Gewerbetreibenden in Betracht
kommenden Sätze;

b) wenn der bestellte Geschäftsführer im Be-
trieb nicht mitarbeitet, sondern nur die Ver-
antwortung trägt, bei Beschäftigung von
Gehilfen, die beim Gewerbetreibenden mit
Gehilfen gemäß § 3 Abs. 1 geltenden Sätze,
gekürzt um ein Drittel der beim allein-
arbeitenden Gewerbetreibenden in Betracht
kommenden Sätze, die vorher um die Ab-
schläge gemäß §. 3 Abs. 4 zu verringern
sind.

2. Die für die Umsatzbesteuerung maßgebende
Bemessungsgrundlage in Witwenfort- und De-
szendentenfortbetrieben ist in sinngemäßer An-
wendung der Bestimmungen des § 4 zu ermit-
teln. Bei Anwendung der Kennzahlen ist jedoch
für den mitarbeitenden Geschäftsführer nicht
von der um ein Drittel gekürzten, sondern von
der ganzen beim alleinarbeitenden Gewerbetrei-
benden in Betracht kommenden Grundlage, die
vorher um die Abschläge gemäß § 3 Abs. 4 zu
kürzen ist, auszugehen.

§ 8. (1) Bei Fahrrad-, Nähmaschinen- oder
Büromaschinenmechanikern, die ohne Beschäf-
tigung von Handelsangestellten Handel nur mit
neuen Fahrrädern, Nähmaschinen oder Büro-
maschinen treiben, kann auf Antrag der Umsatz
aus den Handelsgeschäften auf Grund lückenlos
gesammelter Eingangsfakturen über die Handels-
gegenstände auf Grund der durchschnittlichen
Rohaufschläge errechnet werden. Die durch-
schnittlichen Rohaufschläge betragen bei Fahr-
rädern 23 v. H., bei Nähmaschinen 35 v. H. und
bei Büromaschinen 37 v. H. des Wareneinganges.
Der Gewinn beziehungsweise Gewerbeertrag aus
dem Handelsgeschäft ist so zu berechnen, daß
vom errechneten Umsatz der Wareneingang laut
Eingangsfakturen und 10% des Gesamtumsatzes
abgezogen werden.

(2) Nimmt die Handelstätigkeit den Gewerbe-
treibenden so in Anspruch, daß hiedurch die
handwerkliche Tätigkeit beeinträchtigt wird, so
sind die nach Durchschnittssätzen ermittelten
Bemessungsgrundlagen für die Einkommen-, Ge-
werbe- und Umsatzsteuer für den Gewerbe-
betrieb über Antrag gemäß § 6 verhältnismäßig
zu kürzen.

§ 9. (1) Macht der Steuerpflichtige glaubhaft,
daß sein Umsatz oder Gewinn (Gewerbeertrag)
um mehr als 20% geringer ist oder sind dem
Finanzamt Umstände bekannt, aus denen her-
vorgeht, daß der Umsatz oder Gewinn (Ge-
werbeertrag) um mehr als 20% höher ist, als
sich auf Grund der vorstehenden Durchschnitts-
sätze ergibt, so sind die tatsächlichen und recht-
lichen für die Steuerpflicht und die Bemessung
der Steuer wesentlichen Verhältnisse zu ermit-
teln und der Veranlagung zugrunde zu legen.
Das gleiche gilt, wenn die Eigenart eines Betriebes
in besonders augenfälliger Weise vom Normal-
fall abweicht oder wenn unrichtige Angaben in
der Steuererklärung über die Beschäftigtenzahl
gemacht worden sind.

(2) Wurde die Veranlagung für einen Veran-
lagungszeitraum nach Durchschnittssätzen durch-
geführt, so sind unter den gesetzlichen Voraus-
setzungen, unbeschadet der Rechte nach Abs. 1,
die Veranlagungen nach Durchschnittssätzen für
alle folgenden Veranlagungszeiträume bis Ende
jenes Kalenderjahres durchzuführen, in dem der
Steuerpflichtige dem Finanzamt mitteilt, daß er
ab dem Beginn des folgenden Jahres wieder
ordnungsmäßige Aufzeichnungen führt.

§ 10. Jene Gewerbetreibende, deren Bemes-
sungsgrundlagen nach den Bestimmungen dieser
Verordnung zu ermitteln sind, haben weiterhin
die Lohnkonten gemäß § 58 Einkommensteuer-
gesetz 1953 zu führen. Weiters sind die Steuer-
pflichtigen auch im Falle der Anwendung der
Bestimmungen dieser Verordnung zur geord-
neten Aufbewahrung der Eingangsfakturen ver-
pflichtet; von Ausgangsfakturen sind Durch-
schriften (Abschriften) anzufertigen und geordnet
aufzubewahren.

§ 11. Diese Verordnung ist bei der Veran-
lagung für die Kalenderjahre 1958 und 1959 an-
zuwenden.

Kamitz

117. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 21. April 1959 über den Geltungs-
bereich des Abkommens über deutsche Aus-

landsschulden.

Nach Mitteilungen der Regierung des Ver-
einigten Königreiches von Großbritannien und
Nordirland haben bisher das Abkommen über
deutsche Auslandsschulden, BGBl. Nr. 203/1958,
ratifiziert beziehungsweise sind diesem beige-
treten:

Staaten
Tag der Hinterlegung der Ratifikations-

beziehungsweise Beitrittsurkunde

Ägypten 11. Mai 1953
Argentinien 20. Dezember 1958
Australien 29. September 1954
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Staaten
Tag der Hinterlegung der Ratifikations-

beziehungsweise Beitrittsurkunde

Belgien 18. Jänner 1954
Bundesrepublik

Deutschland 4. September 1953
Ceylon 10. Feber 1955
Dänemark 13. Oktober 1953
Finnland 26. Mai 1955
Frankreich 19. Juni 1953
Griechenland 21. April 1956
Iran 22. Dezember 1953
Irland 12. November 1953
Israel 23. Oktober 1956
Jugoslawien 15. März 1956
Kambodscha 16. Juli 1953
Kanada 14. November 1953
Liechtenstein 31. Dezember 1953
Luxemburg 29. Juni 1954
Neu-Seeland 4. Oktober 1955
Niederlande 1. August 1958
Norwegen 8. Oktober 1953
Österreich 20. August 1958
Pakistan 27. Oktober. 1953
Peru 2. Dezember 1955
Schweden 16. September 1953
Schweiz 31. Dezember 1953
Spanien 25. August 1954
Südafrikanische Union 1. Jänner 1954
Thailand 30. Dezember 1958
Vereinigtes Königreich

von Großbritannien
und Nordirland 4. September 1953

Vereinigte Staaten von
Amerika 16. September 1953.

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland
hat erklärt, daß das Abkommen über deutsche
Auslandsschulden auch auf das Land Berlin An-
wendung findet. Das Abkommen ist für das Land
Berlin am 5. Oktober 1953 in Kraft getreten.

Die Regierung der Niederlande hat mit Wir-
kung vom 3. März 1959 die Anwendung des Ab-
kommens über deutsche Auslandsschulden auf das
Gebiet von Surinam ausgedehnt.

Raab

11©. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 21. April 1959, betreffend die
Ratifikation des Protokolls über die Schieds-

klauseln durch Jugoslawien.
Nach einer Mitteilung des Generalsekretärs der

Vereinten Nationen hat Jugoslawien am 13. März
1959 die Ratifikationsurkunde zum Protokoll
über die Schiedsklauseln vom 24. September 1923,
BGBl. Nr. 57/1928, beim Generalsekretär der
Vereinten Nationen hinterlegt.

Das Protokoll ist gemäß seiner Z. 6 für Jugo-
slawien am 24. April 1959 in Kraft getreten.

Raab

119. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 27. April 1959 über die Ratifikation des
Abkommens zur Vollstreckung ausländischer

Schiedssprüche durch Jugoslawien.
Nach einer Mitteilung des Generalsekretariates

der Vereinten Nationen hat Jugoslawien am
13. März 1959 die Ratifikationsurkunde zum
Abkommen zur Vollstreckung ausländischer
Schiedssprüche vom 26. September 1927, BGBl.
Nr. 343/1930, beim Generalsekretariat der Ver-
einten Nationen hinterlegt.

Das Abkommen wird gemäß seinem Artikel 8
am 13. Juni 1959 für Jugoslawien in Kraft treten.

Raab
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